
Satzung des Vereins 
Lebenshilfe Landesverband Hamburg e. V. 

 
 

 

§ 1  Name, Sitz und Geschäftsjahr  

 

1. Der Verein führt den Namen Lebenshilfe 

Landesverband Hamburg e.V.. 

2. Die Lebenshilfe Hamburg e. V. ist ein Verein 

für Menschen mit geistiger Behinderung, in 

dem Menschen mit geistiger Behinderung, 

deren Eltern, Angehörige sowie Freunde und 

Förderer organisiert sind, die sich den in dieser 

Satzung beschriebenen Zielen verpflichtet füh-

len. 

3. Der Sitz des Vereins ist Hamburg, er ist in 

das Vereinsregister eingetragen. 

4. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 2  Aufgabe und Zweck des Vereins 

 

1. Aufgabe des Vereins ist die Förderung und 

Schaffung aller Maßnahmen, ambulanten Hil-

fen, Dienste und Einrichtungen, die als wirk-

same Unterstützung für Menschen jeder Al-

tersstufe geeignet sind, deren geistige Fähig-

keiten, seelische Gesundheit und / oder kör-

perliche Funktion beeinträchtigt sind. Der Ver-

ein unterstützt junge Menschen in ihrem Recht 

auf Förderung ihrer individuellen Entwicklung 

zu einer eigenverantwortlichen und gemein-

schaftsfähigen Persönlichkeit. Er berät und 

unterstützt Eltern und Erziehungsberechtigte in 

Fragen der Erziehung ihrer Kinder und Ju-

gendlichen. Er fördert Menschen in ihrer Ent-

wicklung zu Eigenständigkeit und Führung 

eines selbstbestimmten Lebens. 

Er informiert, berät und unterstützt Menschen 

mit Hilfebedarf, fördert die Einrichtung und 

Bildung von Gruppen behinderter Menschen, 

wie auch integrative Freizeit-, Bildungs-, Ar-

beits- und Wohnformen. Er setzt sich für die 

Umsetzung des Betreuungsgesetzes ein. 

2. Der Verein informiert, berät und unterstützt 

Eltern und Angehörige von Menschen mit Be-

hinderung durch Einzelberatung, ambulante 

Hilfen, Informationsveranstaltungen, Förderung 

der Selbsthilfe und von Interessengemein-

schaften. 

3. Der Verein vertritt vorrangig die Interessen 

geistig behinderter Menschen, deren Eltern, 

Angehöriger, Betreuer und anderer Sorgebe-

rechtigter. 

4. Der Verein fördert mit allen geeigneten Mit-

teln ein besseres Verständnis der Öffentlichkeit 

für die Situation von Menschen mit geistiger 

Behinderung und deren besonderen Schwie-

rigkeiten. Es ist seine Aufgabe, auf die allge-

meine politische Willensbildung im Sinne der 

Vereinsziele einzuwirken, zu diesem Zweck 

Forderungen zu formulieren und deren Durch-

setzung anzustreben. Der Verein ist parteipoli-

tisch und konfessionell unabhängig. 

5. Der Verein ist Mitglied der Bundesvereini-

gung Lebenshilfe und bezieht seine Arbeit auf 

deren Grundsatzprogramm. Er nimmt seine 

Interessen in der Bundesvereinigung durch die 

Entsendung von Mitgliedern in die entspre-

chenden Gremien wahr. 

Der Verein arbeitet mit öffentlichen und priva-

ten, konfessionellen und wissenschaftlichen 

Organisationen gleicher oder ähnlicher Zielset-

zung zusammen. Zur Erfüllung seiner Aufga-

ben kann der Verein auch in anderen Vereinen 

Mitglied werden und sich an gemeinnützigen 

Gesellschaften ähnlicher Zielrichtungen betei-

ligen. 

 

 

§ 3  Gemeinnützigkeit 

 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und un-

mittelbar gemeinnützige, mildtätige Zwecke im 

Sinne des Abschnitts "steuerbegünstigte Zwe-

cke" der Abgaben-ordnung. 

2. Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt 

nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwe-

cke. Seine Mittel dürfen nur für satzungsge-

mäße Zwecke verwendet werden.  

In ihrer Eigenschaft als Mitglieder erhalten 

diese keine Zuwendungen aus Mitteln des 

Vereins. Niemand darf durch Ausgaben, die 

den Zwecken des Vereins fremd sind, oder 

durch eine unverhältnismäßig hohe Vergütung 

begünstigt werden. 

 

 

§ 4  Mittel des Vereins 

 

Die Mittel zur Erfüllung seiner Aufgaben erhält 

der Verein durch: 

a) Mitgliedsbeiträge, 

b) Geld- und Sachspenden, 



c) öffentliche Mittel (Kostensätze und För-

der-mittel), 

d) sonstige Zuwendungen. 

 

 

§ 5  Mitgliedschaft 

 

1. Mitglieder können die unter § 1 Abs. 2 ge-

nannten natürlichen Personen werden. 

1a) Jedes natürliche Mitglied kann für sich und 

eine ihm nahestehende natürliche Person mit 

deren schriftlicher Zustimmung eine beitrags-

freie Doppelmitgliedschaft beantragen. Diese 

beiden Mitglieder haben nur eine Stimme, die 

durch das Erstmitglied und bei seiner Verhin-

derung durch das Zweitmitglied ausgeübt wird. 

Im Übrigen steht das Zweitmitglied dem Ver-

einsmitglied gleich. Eine Doppelmitgliedschaft 

kann nur durch eine schriftliche Anzeige des 

Antragstellers an den Vorstand geändert bzw. 

beendet werden 
2. Juristische Personen können Mitglied wer-

den, soweit dadurch die Ziele des Landesver-

bandes gefördert werden. 

3. Die Mitgliedschaft ist schriftlich zu beantra-

gen. Über die Aufnahme entscheidet der Vor-

stand. 

4. Alle Mitglieder erkennen durch ihren Beitritt 

die Verpflichtung an, sich für die satzungsge-

mäßen Ziele der Lebenshilfe Hamburg e. V. 

einzusetzen. 

5. Die Mitgliedschaft endet: 

a) Durch schriftliche Austrittserklärung mit 

einer Frist von drei Monaten zum Jah-

resende. 

b) Nach Beitragsrückstand von einem Jahr 

trotz Zahlungserinnerung. Dagegen kann 

innerhalb von vier Wochen nach Zustel-

lung Einspruch eingelegt werden, über 

den die nächste Mitgliederversammlung 

entscheidet. 

c) Nach schriftlich begründetem Ausschluss 

durch den Vorstand bei vorsätzlich ver-

einsschädigendem Verhalten, gegen den 

binnen vier Wochen, vom Tage der Zu-

stellung an, Einspruch an die Mitglieder-

versammlung möglich ist. Es entscheidet 

die nächste Mitgliederversammlung, bis 

dahin ruhen Mitgliedschaftsrecht und 

Beitragspflicht. 

d) Bei natürlichen Personen durch Tod. 

e) Bei juristischen Personen durch Verlust 

der Rechtspersönlichkeit. 

6. Ausscheidende Mitglieder haben keinen 

Anspruch auf Rückerstattung ihrer Einzahlun-

gen und keinen Anspruch an das Vereinsver-

mögen. 

 

 

§ 6  Organe des Vereins 

 

Organe des Vereins sind: 

a) die Mitgliederversammlung 

b) der Vorstand 

 

 

§ 7  Mitgliederversammlung 

 

1. Die Mitgliederversammlung wird vom Vor-

stand nach Bedarf, jedoch mindestens einmal 

im Kalenderjahr unter Mitteilung der Tagesord-

nung mit einer Frist von drei Wochen schriftlich 

einberufen. Anträge zur Tagesordnung sind 

der Geschäftsstelle des Landesverbandes bis 

spätestens zwei Wochen vor der Mitglieder-

versammlung schriftlich mit Begründung einzu-

reichen. Geplante Satzungsänderungen müs-

sen in der Tagesordnung umfänglich und in-

haltlich angekündigt werden. Die Mitglieder-

versammlung muss darüber hinaus einberufen 

werden, wenn 1/10 der Mitglieder es verlangt. 

2. Jede ordnungsgemäß einberufene Mitglie-

derversammlung ist beschlussfähig. Ein Mit-

glied darf sich durch ein anderes Mitglied 

durch schriftliche Vollmacht bei der Stimmab-

gabe vertreten lassen, jedoch darf kein Mit-

glied außer seiner eigenen mehr als drei weite-

re Stimmen abgeben. 

3. Die Mitgliederversammlung nimmt den Be-

richt des Vorstandes und den Rechnungsprüf-

bericht entgegen und beschließt mit einfacher 

Mehrheit der abgegebenen Stimmen über alle 

grundsätzlichen Fragen des Vereins. Bei 

Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

Zu ihren Aufgaben gehört insbesondere: 

a) Die Wahl des Vorstandes entsprechend 

§7 Abs. 4 

b) die Entlastung des Vorstandes, 

c) Wahl der Kassenprüfer/innen 

d) die Verabschiedung des Haushaltspla-

nes, 

e) die Festsetzung der Mitgliedsbeiträge, 

f) die Wahl eines Mitglieds in den Bundes-

elternrat  

 entsprechend der Wahlperiode des Vor-

standes, 

g) Beschlüsse über Satzungsänderungen, 

h) der Beschluss über die Auflösung des 



Vereins. 

Die oben genannten Punkte a) bis f) können 

mit einfacher Mehrheit, die Punkte g) und h) 

müssen mit 3/4 der abgegebenen Stimmen 

beschlossen werden. 

4. Die Mitgliederversammlung wählt den Vor-

stand in getrennten Wahlgängen. Zuerst wird 

der/die Vorsitzende, dann der/die Stellvertre-

ter/in gewählt. Über das Wahlverfahren für die 

weiteren Vorstandsmitglieder entscheidet die 

Mitgliederversammlung. Es sind nur natürliche 

Personen, die Vereinsmitglieder sind, in den 

Vorstand wählbar. Mitarbeiter/innen des Ver-

eins können nicht in den Vorstand gewählt 

werden. 

5. Die Mitgliederversammlung wählt jährlich 

zwei Kassenprüfer/innen, die sowohl die ord-

nungsgemäße Abrechnung der Gruppenkas-

sen sowie die satzungsgemäße Verwendung 

der durch den Verein zur Verfügung gestellten 

Gruppengelder prüfen und darüber der Mitglie-

derversammlung zu berichten haben. 

Die Rechnungsprüfung des Landesverbandes 

erfolgt durch einen vom Vorstand zu bestellen-

den Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer. 

6. Zu besonderen Themen kann die Mitglie-

derversammlung die Durchführung von Veran-

staltungen beschließen, Fachausschüsse ein-

berufen oder Arbeitsgruppen anregen, die aus 

behinderten und/oder nichtbehinderten Mitglie-

dern bestehen können. 

7. Über Mitgliederversammlungen ist eine von 

der Versammlungsleitung und dem/der Proto-

kollführer/in zu unterzeichnende Niederschrift 

anzufertigen. Diese muss alle wesentlichen 

Punkte, insbesondere die Beschlüsse und Ab-

stimmungsergebnisse enthalten. 

 

 

§ 8  Vorstand 

 

1. Der Vorstand besteht aus der/dem Vorsit-

zenden, einem/er Stellvertreter/in und bis zu 

weiteren sechs Mitgliedern. Die Vorstandsmit-

glieder werden von der Mitgliederversammlung 

jeweils auf vier Jahre gewählt. Wiederwahl ist 

zulässig. Mindestens die Hälfte der Vor-

standsmitglieder sollten Angehörige behinder-

ter Menschen sein. Der Vorstand bleibt bis zu 

einer gültigen Neuwahl im Amt. Scheidet ein 

Vorstandsmitglied vor Ablauf der Amtszeit aus, 

kann der verbleibende Vorstand bis zur 

nächstfolgenden Mitgliederversammlung ein 

neues Mitglied berufen. Nachwahlen in den 

Vorstand gelten für die verbleibende Zeit der 

Amtsperiode. 

2. Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind 

die/der Vorsitzende und deren/dessen Stellver-

treter/in, und zwar jeder für sich. Der/die Stell-

vertreter/in darf das Vertretungsrecht nach § 

26 BGB nur ausüben, wenn die/der Vorsitzen-

de verhindert ist. 

3. Dem Vorstand obliegt die laufende Ge-

schäftsführung und die Verwaltung des Ver-

einsvermögens im Sinne des § 2 der Satzung. 

Er ist an Beschlüsse der Mitgliederversamm-

lung gebunden. Die/der Vorsitzende oder, falls 

verhindert, dessen Stellvertretung, leitet die 

Mitgliederversammlung. 

4. Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsord-

nung. 

5. Der Vorstand kann Fachausschüsse einbe-

rufen oder geeignete Personen zu seiner Un-

terstützung heranziehen. Er hat Steuerberater 

oder Wirtschaftsprüfer für den Jahresab-

schluss zu beauftragen und kann sie mit weite-

ren Aufgaben im laufenden Geschäftsjahr be-

auftragen. 

6. Zur Führung der laufenden Geschäfte kann 

der Vorstand eine hauptamtliche Geschäftsfüh-

rung einstellen. Diese ist als besondere Vertre-

tung im Sinne des § 30 BGB zur Wahrneh-

mung wirtschaftlicher, verwaltungsmäßiger und 

personeller Angelegenheiten bevollmächtigt. 

 

 

§ 9  Auflösung des Vereins 

 

Im Falle der Auflösung gemäß § 7 Abs.3. h), 

Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seiner 

bisherigen Aufgaben fällt das nach Abzug aller 

Verbindlichkeiten verbleibende Vermögen an 

die Bundesvereinigung Lebenshilfe, Marburg. 

Besteht die Bundesvereinigung nicht mehr, 

entscheidet die Mitgliederversammlung über 

die Verwendung des Vermögens zugunsten 

gemeinnütziger Vereine oder Einrichtungen, 

die gleichen oder ähnlichen Zwecken dienen, 

mit der Bestimmung, dass dieses Vermögen 

unmittelbar und ausschließlich für gemeinnüt-

zige Zwecke verwandt wird. 

 

Satzung beschlossen am 15.05.2013 


